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Artikel 1 
 

Übertretungen der Polizeiverordnung Elgg vom 4. Mai 2004 
können in einem vereinfachten verfahren mit Ordnungs-
bussen bis Fr. 500.00 geahndet werden (§§ 354/359 StPo). 
 

Artikel 2 
 

Der Gemeinderat bezeichnet die Übertretung, bei denen 
das Ordnungsbussenverfahren zur Anwendung gelangt 
und bestimmt den Bussenbetrag (§ 355/359 StPo) 
 

Artikel 3 
 

Zur Erhebung der Ordnungsbussen sind die Polizei, der 
vom Gemeinderat beauftragte Sicherheitsdienst, der Po-
lizeivorstand, die Leiterin der Einwohnerkontrolle und der 
Polizeisekretär ermächtigt. Diese Befugnis steht ihnen zu, 
wenn sie die Übertretung selber wahrgenommen haben. 
 

Artikel 4 
 

Die Ordnungsbussen können an Ort und Stelle erhoben 
werden. Der Gebüsste kann die Busse sofort gegen Quit-
tung, die seinen Namen nicht nennt, oder innert Frist von 
30 Tagen bezahlen. 
Die Busse wird mit der Bezahlung rechtskräftig. 
Wird die Busse nicht bezahlt, so wird das ordentliche Ver-
fahren eingeleitet. Eine Ordnungsbusse kann auch im or-
dentlichen Verfahren ausgefällt werden (§ 357 StPo) 
 

Artikel 5 
 

Die Zuständigen Organe sehen von einer Ordnungsbusse 
ab und erstatten Verzeigung,  
a) wenn die Übertragung mit einer Widerhandlung zusam-

mentrifft, die nicht durch eine Ordnungsbusse geahndet 
werden kann und  

b) wenn anzunehmen ist, dass sich wegen Wiederholung 
der Übertretung eine strengere Bestrafung rechtfertigt. 
(§ 358 StPo) 
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Artikel 6 
 

Entsprechend dem Grundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau gelten alle Personen- und Funktionsbe-
zeichnungen der Polizeiverordnung, ungeachtet der männ-
lichen oder weiblichen Sprachform, für beide Geschlechter. 
 

Artikel 7 
 
Das Gemeinderechtliche Ordnungsbussenverfahren mit 
Bussenliste tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. 
 
 
Elgg, Dezember 2005 
 
Gemeinderat Elgg 
Der Gemeindepräsident: Die Gemeindeschreiberin: 
 
 
 
Ernst Knellwolf Sonja Lambrigger Nyffeler 
 
 
 
Genehmigt durch den Statthalter des Bezirks Winterthur 
 
Winterthur,  
 
 
Eingefügt durch GR Beschluss, 24. Februar 2021,  
Bussenliste: "Verunreinigung des öffentlichen Grundes" 
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Abkürzungsverzeichnis 
 
Abfallverordnung der Gemeinde Elgg  AVO 

Gemeindegesetz    GG  

Loseblattsammlung     LS  

Polizeiverordnung der Gemeinde Elgg PVO 

Strafprozessordnung    StPo 
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Bussenliste 
 
 
Niederlassung und Aufenthalt  
 
Nichteinhalten der vorgeschriebenen An-
meldefrist beim Zuzug in die Gemeinde oder 
Umzug innerhalb der Gemeinde  
(Art. 7 PVO / §§ 32, 33, 34GG) 

  

   
a) 30 bis 60 Tage über die Frist Fr. 60.00 
b) mehr als 60 Tage über die Frist Fr. 90.00 
   
Nichthinterlegen der Ausweise über die 
Heimat- und Zivilstandsverhältnisse bei 
Niederlassung und Aufenthalt  
(Art. 8 PVO / § 36 GG) 

Fr. 30.00 

   
Nichterneuern der zeitlich beschränkten 
Ausweise oder Nichtändern des Namens 
oder Zivilstandes (PVO Art. 9) 

Fr. 30.00 

   
Nichteinhalten der vorgeschriebenen Melde-
pflicht Dritter beim Ein- und Auszug in der 
Familie bzw. im Hause  
(Art. 7 PVO / §§ 32, 33 GG) 

  

a) erste Nichteinhaltung: schriftliche Ver-
warnung  

 

b) weitere Nichteinhaltungen der Melde-
pflicht 

Fr. 60.00 
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Schutz von Personen sowie der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung im Allgemeinen 
 
Verbotenes Schiessen und Hantieren mit 
Waffen auf öffentlichem Grund (Art. 20 
PVO) 

Fr. 150.00 

   
Verbotenes Abbrennen von Feuerwerken, 
Petarden und Mörsern  
(Art. 20 PVO) 

Fr. 60.00 

   
 
 

Strassen- und Verkehrspolizei 
 
Nichtbewilligte Demonstrationen, Ver-
sammlungen und Veranstaltungen auf 
öffentlichem Grund. (Art. 24 PVO) 

Fr. 60.00 

   
Ungenügende Sicherung von Baustellen 
und offenen Gräben  
(Art. 25 PVO) 

Fr.  60.00 

   
Widerrechtliches Absperren von öffentlichen 
Strassen, Fuss- und Waldwegen.  
(Art. 26 PVO) 

Fr.  60.00 

 
 

Lärmschutz 
 
Störung der Nachtruhe zwischen 22.00 Uhr 
und 7.00 Uhr (Art. 28 PVO) 

Fr.  50.00 

   
Verwenden von Tonwiedergabegeräte, 
Lautsprecher, Verstärkungsanlagen ohne 
Bewilligung. (Art. 29 PVO) 

Fr.  50.00 
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Arbeiten mit Maschinen und Geräten für 
Haus und Garten ausserhalb der festge-
legten Zeiten (Art. 31 PVO) 

Fr.  50.00 

   
Lärmimmissionen ausserhalb und ohne Be-
willigung der Zulassungszeiten für Gewerbe 
und Industrie und andere Unternehmungen. 
(Art. 32+34 PVO) 

Fr. 50.00 

   
 

 
Verunreinigung des öffentlichen Grundes 
 
Widerhandlungen gegen Art. 11, Abs. 2 
AVO, Litteringbusse  

Fr. 50.00 
 

 
 

Schutz öffentlicher Sachen und des privaten 
Eigentums 
 
Das Stehenlassen von Fahrzeugen, An-
hängern und dergleichen über 48 Stunden 
auf öffentlichem Grund und ohne Bewillig-
ung sowie das Aufstellen von Mulden auf 
öffentlichem Grund und ohne Bewilligung. 
(Art. 37 PVO) 

Fr. 60.00 

   
Unberechtigtes Aufstellen von Zelten, 
Wohnwagen, Wohnmobilen oder der-
gleichen auf öffentlichem Grund  
(Art. 40 PVO) 

Fr. 60.00 

   
Unberechtigtes Ausführen von Unterhalts-, 
Reinigungs- und Reparaturarbeiten an 
Fahrzeugen auf öffentlichem Grund.  
(Art. 42 PVO) 

Fr. 60.00 
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Gewerbepolizei 
 
Durchführung von Sammlungen aller Art 
von Haus zu Haus sowie auf öffentlichem 
Grund ohne Bewilligung sowie das Betteln 
auf öffentlichem Grund (Art. 46+47 PVO) 

Fr.  60.00 

   
 

Wirtschaftspolizei 
 
Das Übertreten der ordentlichen Schliess-
ungsstunde ohne Bewilligung für den Wirt 
(Art. 48+49 PVO) 

Fr. 50.00 

   
Das Übertreten der ordentlichen Schliess-
ungsstunde ohne Bewilligung für den Gast 
(Art. 48+49 PVO) 

Fr. 20.00 

   
 

 
Gebühren im Verwaltungsverfahren 
 
Verwaltungsstrafgebühren                   min. min. Fr. 20.00 
 Spruchgebühren, 3/5 des Bussen-

betrages 
  

 Schreibgebühren 
für die 1. Ausfertigung je Seite 
für die 2. bis 10. Ausfertigung je Seite 

 
Fr. 
Fr. 

 
15.00 

3.00 
 Zustellgebühren in effektiver Höhe   
 nicht per Post zustellbar (Annahme 

verweigert) 
Fr. 40.00 

   
 
 

Untersuchungskosten (nach Begehren 
um gerichtliche Beurteilung) 

  

 Grundgebühr Fr. 50.00 
 Vorladung Fr. 10.00 
 Einvernahme (auch bei Nichterscheinen) Fr. 50.00 
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 Zeugenentschädigung  
(gemäss 211.12 LS) 

  

 tatsächliche Fahrkosten   
 Kosten für Übersetzung in effektiver 

Höhe 
  

 Gutachterkosten in effektiver Höhe   
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Bussendepositen 
 
Die Polizei kann den von ihr bei einer Übertretung Betrof-
fenen dazu verpflichten, eine Sicherheit in der voraussicht-
lichen Höhe von Busse und Kosten zu leisten, wenn er sich 
nicht über seine Identität auszuweisen vermag oder in der 
Schweiz keinen festen Wohnsitz hat. Leistet der Betroffene 
den Beitrag nicht, kann die Polizei als Sicherheit soweit wie 
nötig Vermögensgegenstände abnehmen.  
(Art. 53 PVO und §§ 337 ff StPo) 
 
Bussendepositen sind nur dann abzunehmen, wenn der 
Betroffene eine Übertretung der Polizeiverordnung oder 
einer weiteren gemeinderechtlichen Verordnung oder eines 
Reglements der Gemeinde begangen hat und 
a) dies ausdrücklich wünscht oder, 
b) im Ausland wohnhaft ist, oder 
c) in der Schweiz keinen festen Wohnsitz hat, oder 
d) Ausländer ist, der wohl hier wohnt, unser Land aber 

voraussichtlich bzw. Möglicherweise in absehbarer Zeit 
verlässt. 

 
Das Depositum erhöht sich um die Auslagen der Polizei, 
wie z.B. für Fotos und für Übersetzer. 
 
Wird auf die Zustellung der Bussenverfügung verzichtet, ist 
dies im Rapport ausdrücklich zu vermerken. Die Höhe des 
Depositums erfährt dadurch keine Änderung. 


